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Anlage 1 


f 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 
1934 in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 1. September 
1951 (Bundesgesetzbl. 1. S. 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 14. November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 30. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 393) und 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 23, Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 233) 

wird wie folgt geändert: 

1. Im § 4 erhält die Ziffer 5 die folgende 
Fassung: 

„5. die Lieferungen von 

a) Wasser; 

b) Gas, Elektrizität oder Wärme 
durch zusammenhängende Leitun- 
gen mehrerer Unternehmer mit 
Ausnahme der ersten Lieferung im 
Inland;“ 

2. In § 4 Ziff. 17 wird das Wort „Hand- 
lungsagent“ durch das Wort „Handels- 
vertreter“ ersetzt. 

3. Im § 7 werden im Absatz 3 Satz 1 die 
Worte „eins vom Hundert“ durch die 
Worte „einundeinhalb vom Hundert“ 
ersetzt. 


4. Im § 18 Abs. 1 wird hinter Ziffer 4 die 
folgende Ziffer 5 angefügt: 

„5. zur Sicherung des Steueranspruchs 
zu bestimmen, daß die Steuer in den 
Fällen, in denen ein Unternehmer 
im Inland weder einen Wohnsitz 
noch seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt noch seinen Sitz noch eine Be- 
triebsstätte hat, im Abzugsverfahren 
durch Dritte zu entrichten ist, und 
daß in diesen Fällen der Dritte für 
die Einbehaltung und Abführung 
der Steuer haftet.“ 

Artikel 2 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 1 
sind auf Lieferungen und sonstige Lei- 
stungen anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 1954 bewirkt werden. 

(2) Der Steuersatz von einundeinhalb vom 
Hundert (Artikel 1 Ziff. 3) Ist anzu wenden, 
wenn 

1. im Falle der Besteuerung nach verein- 
nahmten Entgelten die Vereinnahmung 
des Entgelts, 

2. im Falle der Besteuerung nach den verein- 
barten Entgelten für die bewirkten Um- 
sätze die Lieferung 

nach dem 31. Dezember 1954 erfolgt. Maß- 
gebend ist die Besteuerungsart, die für den 
Unternehmer am 1. Oktober 1954 galt. 

(3) Beruht die Lieferung oder sonstige Lei- 
stung auf einem Vertrag, der vor dem Tag 
der Verkündung dieses Gesetzes abgeschlossen 
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worden Ist, so gilt mangels abweidiender 
Vereinbarung das folgende: 

1. Werden nach diesem Gesetz Umsätze 
steuerfrei, die vor dem 1. Januar 1955 
steuerpflichtig waren, so ist der Unter- 
nehmer verpflichtet, dem Empfänger der 
Lieferung oder sonstigen Leistung einen 
Nadilaß vom Entgelt zu gewähren, der 
der Minderung der Steuer durdi dieses 
Gesetz entsprldhit; 

2. ist die Steuer nadi diesem Gesetz nach 
einem höheren Steuersatz zu entridbten als 
demjenigen, der vor dem 1. Januar 1955 
galt, oder werden nach diesem Gesetz 
Umsätze steuerpflichtig, die vor dem 
1. Januar 1955 steuerfrei vzaren, so Ist 
der Empfänger der Lieferung oder son- 
stigen Leistung verpflichtet, dem Unter- 


nehmer einen Zuschlag zum Entgelt zu 
gewähren, der der Erhöhung der Steuer 
durch dieses Gesetz entspricht. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Allgemeine Begründung 

Die Kritik an dem kumulativen Allphasen- 
system der deutschen Umsatzsteuer ist seit 
der Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes 
auf 4 vom Hundert im Jahre 1951 stärker ge- 
worden; denn gewisse Nachteile dieses Systems 
treten um so mehr in Erscheinung, je höher 
der Steuersatz ist. Es war daher zu erwägen, ob 
im Rahmen der Steuerreform eine grund- 
legende Änderung des Systems der Umsatz- 
steuer vorgenommen werden sollte. Hierzu 
wurde — insbesondere aus Kreisen der Wis- 
senschaft — der Umbau der Umsatzsteuer zu 
einer Steuer vom Nettoumsatz als einer 
nichtkumulativen Allphasensteuer vorge - 
schlagen. Diese Form der Umsatzsteuer, bei 
der in jeder Wirtschaftsstufe nur die Wert- 
erhöhung, die das Produkt beim Unterneh- 
mer erfährt, besteuert wird, bietet zwar 
mancherlei Vorteile. Die Zahl der Umsatz- 
stufen, die eine Ware durchläuft, hat auf die 
Höhe ihrer Belastung durch die Umsatz- 
steuer keinen Einfluß. Dadurch wird die kon- 
zentrationsfördernde Wirkung vermieden. 
Trotzdem konnte sich die Bundesregierung 
nicht entschließen, eine solche grundlegende 
Änderung der Umsatzsteuer im jetzigen Zeit- 
punkt vorzuschlagen. Nach dem geltenden 
Umsatzsteuerrecht ergibt sich für die einzel- 
nen Waren zwar eine verschiedene Gesamt- 
bclastung je nach der Zahl der durchlaufenen 
Wirtschaftsstufen und der Höhe der in den 
einzelnen Stufen zur Anwendung kommen- 
den Steuersätze. An diese Verschiedenheit 
hat sich jedoch die Wirtschaft in langen Jah- 
ren angepaßt. Beim Übergang zur Netto- 
umsatzsteuer würden nicht nur die Belastung 
der einzelnen Waren, sondern auch die Um- 
satzsteueranteile In den einzelnen Wirt- 
schaftsstufen wesentlich verändert werden. 
Manche Unternehmer, Insbesondere solche 
mit arbeitsintensiven Betrieben, müßten 
mehr, andere weniger Umsatzsteuer als bis- 
her entrichten. Dies hätte mit aller Wahr- 
scheinlichkeit eine Verschiebung des Preis- 
gefüges, vielleicht sogar ein allgemeines An- 
steigen der Preise zur Folge. Denn erfah- 
rungsgemäß würden die Wirtschaftskreise, 
die nach der neuen Besteuerungsart weniger 
Steuer zu zahlen hätten, ihre Preise kaum 
ermäßigen. Die anderen Unternehmer, die 


vermehrt zur Steuer herangezogen würden, 
würden jedoch diese Mehrsteuer wenn irgend 
möglich auf ihre Abnehmer überwälzen. 
Welches Ausmaß die genannten Versdiiebun- 
gen des Preis- und vermutlich auch des Lohn- 
gefüges annehmen würden, kann auf Grund 
der bis jetzt vorliegenden Untersuchungs- 
ergebnisse noch nicht endgültig gesagt wer- 
den. Wie hoch der Steuersatz einer Netto- 
umsatzsteuer sein müßte, damit das bisherige 
Aufkommen gehalten wird, ist ebenfalls noch 
nicht eindeutig geklärt. Diese Frage bedürfte 
eingehender Untersuchungen. Ihre Beantwor- 
tung würde vor allem davon abhängen, 
welche Steuerermäßigungen und -befreiungen 
bei einer Nettoumsatzsteuer gewährt werden 
sollen. Sie würde ferner von der ebenfalls 
noch strittigen Frage beeinflußt werden, 
welche Vorumsätze vom Bruttoumsatz ab- 
gesetzt werden sollen, um den Nettoumsatz 
zu ermitteln. 

Diese Ausführungen zeigen bereits, welche 
schwierigen haushaltsmäßigen Fragen sich aus 
einer Umstellung auf die Nettoumsatzsteuer 
ergeben können. Angesichts der Tatsache, 
daß durch den Entwurf des Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern mit Wirkung vom 
1. Oktober 1954 eine sehr erhebliche Senkung 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
tarife beabsichtigt ist, die zum mindesten für 
die erste Zeit einen sehr erheblichen Steuer- 
ausfall zur Folge hat, erscheint es ausgeschlos- 
sen, den Haushalt Im gleichen Augenblick mit 
einem zusätzlichen großen Risiko zu be- 
lasten. 

Aber auch verwaltungstechnische Bedenken 
sprechen gegen eine Einführung der Netto- 
umsatzsteuer im gegenwärtigen Zeitpunkt. 
Es ist mit Sicherheit anzunehmen, daß die 
Belastung der Beamten der Finanzverwaltung 
und auch die Kosten der Verwaltung durch 
die Einführung der Nettoumsatzsteuer sich 
erheblich erhöhen würden. Bei der Umsatz- 
steuer in der derzeitigen Form liegen die Ver- 
hältnisse In dieser Hinsicht besonders 
günstig. Die Ermittlung der vereinnahmten 
oder vereinbarten Entgelte ist im allgemei- 
nen nicht schwierig und liefert gleichzeitig 
notwendiges Material für die Erfassung der 
Ertragsteuern. Eine Berücksichtigung der 
Ausgabenseite der Unternehmen mit den sich 
gerade hierbei ergebenden besonderen 
Sdiwierlgkelten ist bei dem jetzigen Umsatz- 
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Steuersystem im Gegensatz zur Nettoumsatz- 
steuer grundsätzlich nicht erforderlich. Diese 
nicht zu unterschätzenden Vorteile würde 
man bei einer Änderung des Umsatzsteuer- 
systems preisgeben und sie gegen eine Reihe 
neuer verwaltungsmäßiger Schwierigkeiten 
eintauschen. Eine Nettoumsatzsteuer wäre 
aber nicht nur für die Verwaltung, sondern 
auch für die Steuerpfliditigen sehr viel 
schwieriger zu handhaben. Auch mit Rück- 
sicht darauf, daß die Steuerreform auch eine 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens 
bringen soll, erscheint daher eine Änderung 
des Umsatzsteuersystems mindestens im 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht angebracht. 

Aus Kreisen der Wirtschaft ist in letzter Zeit 
angeregt worden, in geeigneten Fällen bei 
einzelnen Wirtschaftszweigen die Umsatz- 
steuer im Wege der Phasenpauschalierung zu 
erheben. Es Ist geprüft worden, ob eine ent- 
sprechende Ermächtigung für die Bundes- 
regierung bereits in diesen Gesetzentwurf 
aufgenommen werden soll. Dabei hat sich 
gezeigt, daß die vielfältigen und zum Teil 
noch nicht völlig übersehbaren Auswirkungen 
dieses Vorschlags eine Lösung der Frage, 
auch nur im Wege der Ermächtigung, noch 
niht angezeigt ershelnen lassen. Die Frage 
wird jedoh weiterhin geprüft werden. 

Dagegen enthält der Entwurf die Ände- 
rung einzelner Vorshriften des Umsatz- 
steuergesetzes. Eine im Verhältnis zur Höhe 
des allgemeinen Steuersatzes (4 vom Hundert) 
geringfügige Anhebung des Großhandels- 
steuersatzes um V 2 vom Hundert erscheint im 
Zusammenhang mit den erheblichen Steuer- 
erleichterungen des Gesetzes zur Neuord- 
nung von Steuern auf dem Gebiete der Ein- 
kommen- und Körpershaftsteuer vertretbar. 
Außerdem läßt ein gewisser Strukturwandel 
im Großhandel eine Auflockerung des Be- 
griffs der Bearbeitung und Verarbeitung 
als angebraht ersheinen. Dem soll durh 
Änderung der Durhführungsbestimmungen 
gleihzeitig mit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Rehnung getragen werden. Hieraus wird sih 
ein niht unbeträhtliher Ausgleih gegen- 
über der Anhebung des Steuersatzes ergeben. 
In dem Gesetzentwurf wird außerdem eine 
geänderte Besteuerung der Lieferungen von 
Wasser, Gas, Elektrizität und Wärme vorge- 
shlagen, um eine gleihmäßlge Besteuerung 
der Gebietskörpershaften und der privaten 
Unternehmer herbeizuführen. 

Es ist auh erwogen worden, die Steuerbefrei- 
ungen, die in den Ziffern 13 bis 16 des § 4 


UStG den dort genannten Unternehmern 
(Wohlfahrtsverbände, Krankenhäuser usw.) 
gewährt sind, aus systematishen Gründen 
aufzuheben, da sie dem Wesen der Umsatz- 
steuer als allgemeiner Verkehrsteuer wider- 
sprehen. Die Bundesregierung hat jedoh 
unter Zurückstellung dieser grundsätzlihen 
Erwägungen von einem solchen Vorshlag ab- 
gesehen, um die bei diesen Unternehmern zur- 
zeit viel f ah bestehenden Shwierigkelten niht 
noh zu vermehren. 

Soweit sih aus den vorgeshlagenen Ände- 
rungen des Umsatzsteuergesetzes Mehrerträge 
ergeben, sollen sie mit dazu beitragen, den 
durh das Gesetz zur Neuordnung von Steuern 
zu erwartenden Steuerausfall zu mindern. 

IL 

Begründung zu den einzelnen Vorshriften 
Zu Artikel 1 Ziff. 1 

Nah § 4 Ziff. 5 a UStG sind alle Lieferungen 
von Wasser, Gas, Elektrizität oder Wärme 
steuerfrei, soweit sie von Gebietskörpershaf- 
ten oder Zweckverbänden bewirkt werden. 
Private Unternehmer haben dagegen die erste 
Lieferung von Energie im Inland zu ver- 
steuern. IDie Neufassung der Ziffer 5 des § 4 
UStG soll diese steuerlihe Bevorzugung der 
öffentlihen Versorgungsbetriebe beseitigen 
und die Energieversorgungsbetriebe privater 
und öffentliher Unternehmer wettbewerbs- 
mäßig gleihstellen. Künftig sollen alle Liefe- 
rungen von Wasser steuerfrei und alle ersten 
Lieferungen von Gas, Elektrizität oder Wärme 
Im Inland steuerpflihtig sein. Die zweiten 
und weiteren Lieferungen von Gas, Elektrizi- 
tät oder Wärme bleiben wie bisher in allen 
Fällen steuerfrei. 

Zu Artikel 1 ZifL 2 

Diese nur redaktionelle Änderung ist not- 
wendig, da nah dem Gesetz zur Änderung 
des Handelsgesetzbuhes (Reht der Handels- 
vertreter) vom 6. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 771) die Bezeihnung „Handels- 
vertreter‘‘ an die Stelle der Bezeihnung 
„Handlungsagent‘‘ getreten Ist. 

Zu Artikel 1 Ziff. 3 

Im Zusammenhang mit der Reform der Ein- 
kommen- und Körpershaftsteuer ist auh er- 
wogen worden, ob eine gewisse Erhöhung 
der Umsatzsteuer vorgenommen werden 
sollte. Der Vorshlag, die Umsatzsteuer stark 
zu erhöhen, um die Einkommen- und Kör- 
pershaftsteuer noh stärker senken zu kön- 
nen, ist aus sozialen Gründen niht tragbar. 
Überhaupt bestehen Bedenken, den allge- 
meinen Steuersatz zu erhöhen. 
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Dagegen drängte sich die Frage auf, ob nicht 
Vorzugsteuersätze, die für die Lieferungen 
bestimmter Wirtschaftsstufen gelten, eine ge- 
wisse Erhöhung im Zusammenhang mit der 
Reform der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer erfahren könnten. Der Wissenschaft- 
liche Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen hat nach eingehender Erörterung 
eine Anhebung des Großhandelssteuersatzes 
nach § 7 Abs. 3 UStG in mäßiger Form für ver- 
tretbar erklärt. Bereits bei der letzten all- 
gemeinen Erhöhung der Umsatzsteuersätze 
im Jahre 1951 ist die Frage aufgetaucht, ob 
der Großhandelssteuersatz nicht stärker an- 
gehoben werden müßte. Daß dies durchaus 
möglich ist, beweist das Beispiel Österreichs, 
wo der Großhandelssteuersatz 1,7 v. H. be - 
trägt, ohne daß dies nach Aussagen von Sach- 
verständigen zu wirtschaftlichen Störungen 
geführt hat. Auch die „Diskussionsbeiträge" 
des Arbeitsausschusses für die Große Steuer- 
reform haben sich mit dieser Frage beschäf- 
tigt und kommen im wesentlichen zu dem- 
selben Ergebnis wie der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen. 

Es Ist zwar damit zu rechnen, daß die Er- 
höhung des Großhandelssteuersatzes zu einer 
Überwälzung des Mehrsteuerbetrages füh- 
ren wird. Aber ihre Auswirkungen dürften 
kaum zu vergleldien sein mit denen, die eine 
auch nur geringe Erhöhung des allgemeinen 
Steuersatzes nach sich ziehen würde. Sie 
dürften Im Hinblick auf die Erleichterungen 
bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
In Kauf genommen werden können. 

Das Bedenken, daß die vorgeschlagene gering- 
fügige Anhebung des Großhandelssteuersatzes 
zur Ausschaltung des Großhandels führen 
werde. Ist zwar geltend gemacht worden. 
Doch handelt es sich hier mehr um das Vor- 
bringen besorgter Vermutungen als um eine 
auf frühere Erfahrungen gestützte Glaubhaft- 
machung. 

Die Frage, ob die Anhebung des Großhan- 
delssteuersatzes etwa die Einführung einer 
erhöhten Steuer für große Einzelhandels- 
unternehmen unbedingt zur Folge haben 
müßte, dürfte zu verneinen sein, da die Aus- 
wirkungen der in Aussicht genommenen 
Neuregelung nicht von so entscheidender Be- 
deutung sein dürften. Auch der Wissenschaft- 
liche Beirat hat sich gegen die Einführung 
einer solchen erhöhten Steuer ausgesprochen. 
Jedenfalls könnte eine solche nicht in der 
früheren etwas rohen Form (§ 7 Abs. 4 des 
Umsatzsteuergesetzes in der Fassung von 


1934) in Betracht kommen, sondern allen- 
falls in einer Ausgestaltung, die es ermög- 
lichte, mit ihr lediglich die Verbindung 
von Groß- und Einzelhandel einwandfrei zu 
erfassen. Ob dies steuertechnisch möglich ist, 
erscheint sehr zweifelhaft. Aus diesen Grün- 
den ist von der Aufnahme eines entsprechen- 
den Vorschlags in den Gesetzentwurf abge- 
sehen worden. 

Einen gewissen Ausgleich für etwaige Scfiwie- 
rigkeiten, die sich für den Großhandel aus 
der Neuregelung ergeben könnten, bietet, wie 
bereits oben erwähnt, die in Aussicht genom- 
mene Auflockerung des Begriffs der Bearbei- 
tung und Verarbeitung. 

Zur Klarstellung sei bemerkt, daß die Steuer- 
befreiung der Lieferungen notwendiger Roh- 
stoffe und Halberzeugnisse im Großhandel 
nach § 4 Ziff. 4 UStG grundsätzlich bestehen 
bleibt. Das gleiche gilt für die den Ein- und 
Ausfuhrhandel begünstigenden Vorschriften 
des § 4 Ziff. 2 und 3 UStG. 

Zu Artikel 1 Ziff. 4 

Die Umsatzsteuer nimmt keine Rücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit oder den Wohnsitz 
des Unternehmers. Auch Ausländer sind 
steuerpflichtig, wenn sie im Inland Lieferun- 
gen oder sonstige Leistungen ausführen. Die 
Erfassung dieser Umsätze bietet aber dann 
außerordentliche Schwierigkeiten, wenn ein 
Unternehmer im Inland weder einen Wohn- 
sitz, noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt, 
noch eine Betriebstätte hat. Dies ist z. B. bei 
Gastspielen ausländischer Künstler oder bei 
der Ausnutzung von Patentrechten auslän- 
discher Unternehmer durch deutsche Firmen 
der Fall. Zur Sicherung des Steueranspruchs 
ist es erforderlich, daß die Umsatzsteuer In 
diesen Fällen von dem das Entgelt zahlen- 
den Leistungsempfänger (dem deutschen Ver- 
anstalter des Gastspiels bzw. der lizenz- 
zahlenden deutschen Firma) einbehalten und 
an das Finanzamt abgeführt wird. Eine ähn- 
liche Regelung besteht bereits bei der Ein- 
kommensteuer. Die als Ziffer 5 des § 18 Abs. 
1 UStG vor geschlagene Ermächtigung soll es 
der Bundesregierung ermöglichen, die hierzu 
notwendigen Vorschriften durch Rechtsver- 
ordnung zu erlassen. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bestimmt, von welchem Zeit- 
punkt ab die neuen Vorschriften anzuwen- 
den sind. Er geht dabei von Grundsätzen 
aus, die früher In gleichgelagerten Fällen 
maßgebend waren. 
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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. April 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 18. März 1954 — 6 — 52100 — 
473/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, den 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


aus folgenden Gründen abzulehnen: 

1. Die Einbeziehung der öffentlichen Versorgungsunternehmen in 
die Umsatzsteuerpflicht führt zu einer Benachteiligung, weil sie 
im Gegensatz zu den privaten Unternehmen meistens zugleich 
Erzeuger- und Verteilerbetriebe sind. Sie haben infolge dieser 
Mehrstufigkeit wesentlich höhere Betriebskosten als einstufige 
private Versorgungsunternehmen, die nur Energie erzeugen, nicht 
aber verteilen. Die Folge dieser Maßnahme würde sein, daß die 
öffentlichen Versorgungsunternehmen ihren Tarif erhöhen müß- 
ten. Eine Tariferhöhung würde sich nicht nur auf die Wirtschaft, 
sondern auch in sozialpolitischer Hinsicht ungünstig auswirken. 
Das bisherige Wettbewerbsverhältnis zwischen den öffentlichen 
und den privaten Unternehmen würde verschoben werden. 

2. Die Erhöhung des Steuertarifs für die Großhandelsumsätze er- 
scheint dem Bundesrat nach Lage des Bundeshaushalts zur Zeit 
nicht gerechtfertigt. Wenn der Großhandel die Steuererhöhung 
ab wälzt, ergibt sich daraus eine Erhöhung der Preise. Sofern bei 
gebundenen und sozial kalkulierten Preisen und bei Marken- 
artikeln eine Abwälzung nicht möglich ilst, geht die Steuererhö- 
hung zu Lasten des Großhändlers. Es ist nicht gerechtfertigt, daß 
ein einziger Gewerbezweig dadurch die Vorteile der allgemeinen 
Tarifsenkung teilweise wieder einbüßt. Es ist auch nicht zumut- 
bar, ihm einen verhältnismäßig großen Beitrag für die Ermög- 
lichung der Tarif Senkung aufzubünden. Im übrigen ist es grund- 
sätzlich bedenklich, durch steuerliche Maßnahmen Strukturverän- 
derungen der Wirtschaft erzielen zu wollen. Eine Erhöhung des 
Großhandelssteuersatzes um 50 vom Hundert würde auch dazu 
führen, daß sich die Aufwendungen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und sozial kalkulierte Lebensmittel bei den Ver- 
brauchern erhöhen. 

3. Da die dann im Gesetzentwurf verbleibenden Bestimmungen 
von untergeordneter Bedeutung sind, empfiehlt es sich, den 
Gesetzentwurf in seiner Gesamtheit abzulehnen. 



Der Bundesrat empfiehlt, die im § 67 der Umsatzsteuer-Durchfüh- 
rungsbestimmungen (UStDB) enthaltene Kleinbetragsgrenze von 
20 Deutsche Mark auf 60 Deutsche Mark heraufzusetzen. 

Begründung 

Nach § 67 UStDB ist die Steuer auf 0 DM festzusetzen, wenn sie 
für das Kalenderjahr nicht mehr als 20 DM betragen würde. Durch 
diese Bestimmung wird eine große Zahl unlohnenider Steuerfälle aus- 
geschieden. Die Umsatzsteuerstatistik 1935 schätzte die Zahl der 
Kleinbetragsfälle, idie bei dem damaligen Kleinbetrag von 20 DM 
ausschieden, auf etwa 3 100 000; die Zahl der zur Umsatzsteuer 
veranlagten Unternehmer betrug 3 359 000. Neuere Zahlen sind 
nicht bekannt. Es würde eine wesentliche Arbeitserleichterung für 
die Finanzämter bedeuten, wenn die Kleinbetragsgrenze erhöht 
würde. Sie muß der Preisentwicklung angepaßt werden und dem 
Gesichtspunkt der Verwaltungsökonomie Rechnung tragen. Bei 
einer Erhöhung der Kleinbetragsgrenze auf 60 DM würde ein 
geschätzter Steuerausfall von 20 Millionen DM eintreten. Ein großer 
Teil von sogenannten Richtsatz-Landwirten würde aber aus der 
Umsatzsteuerpflicht ausscheiden. Die durch die Eliminierung unloh- 
nender Fälle freigesetzte Arbeitskraft der Finanzverwaltung würde 
gerade auf diesem Gebiet auf die mtensive Bearbeitung lohnender 
Fälle verwendet werden können. 

Dr. h. c, Zinn 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu d e n Än d e r u n g s V o r s c h 1 ä g e n des Bundesrates 


Der Bundesirat hat den Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Umsatz^teuer- 
gesetzes abgelehnt. Die Bundesregierung er- 
wartet aus diesem Gesetz ein Mehraufkom- 
men von 200 Millionen DM, durch das ein 
Teil des Minder auf komm ens infolge der 
Tarifsenkung bei der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer ausgeglichen werden soll. 
Die Bedeutung dieser 200 Millionen DM für 
den Bundeshaushalt ist deshalb so groß, weil 
das volle Aufkommen aus der Umsatzsteuer 
dem Bund zufließt. Um auf dem Gebiet der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer ein 
Mehraufkommen von 200 Millionen DM für 
den Bund aufzubringen, müßte die Einkom- 
men- bzw. Körperschaftsteuer so erhöht bzw. 
die geplante Tarif Senkung bei der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer so eingeschränkt 
werden, daß aus diesen Steuern ein Mehr- 
aufkommen von rund 500 Millionen DM zu 
erwarten wäre. Dabei wird davon ausgegan- 
gen, daß dem Bund aus diesen Steuern künf- 
tig entsprechend der Regierungsvorlage zum 
Finanzverfassungsgesetz 40 v. H. des Auf- 
kommens zufließen werden. Um die geplante 
Tarifsenkung bei der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer nicht zu gefährden, muß die 
Bundesregierung daher mit allem Nachdruck 
darauf bestehen, daß ihr das Mehraufkom- 
men von jährlich 200 MiUionen DM aus der 
Umsatzsteuer ab 1. Januar 1955 zufließt. 

Im einzelnen 

1, Zu Ziff, 1 

Art, 1 Ziff, 1 der Regierungsvorlage (Ände- 
rung des § 4 Ziff. 5 UStG; Aufhebung der 
Steuerbefreiung für die ersten Lieferungen 
im Inland von Gas, Elektrizität oder Wärme 
durch Gebietskörperschaften.) 

Der Bundesrat vertritt die Auffassung, die 
Einbeziehung der öffentlichen Versorgungs- 
unternehmen in die Umsatzsteuerpflicht 
führe zu einer Benachteiligung für sie, weil sie 
im Gegensatz zu den privaten Unternehmen 
meistens zugleich Erzeuger- und Verteiler- 
betriebe seien. Infolge dieser Mehrstufigkeit 


hätten sie wesentlich höhere Betriebskosten 
als einstufige Unternehmen, die nur Energie 
erzeugten, nicht aber verteilten. Diese Auf- 
fassung ist nicht zutreffend. Eine erhebliche 
Anzahl privater Unternehmen ist ebenfalls 
zugleich Erzeuger und Verteiler, z. B. die 
Elektrizitätswerke, die die Bevölkerung der 
beiden größten Städte — Berlin und Ham- 
burg — versorgen. Diese Betriebe haben die 
Umsatzsteuer schon seit Jahren getragen. Ins- 
besondere wird geltend gemacht, die Betriebe 
der öffentlichen Hand seien in der Lage, in- 
folge ihrer steuerlichen Sonderstellung we- 
sentlich günstigere Angebote abzugeben als 
ihre privaten oder gemischtwirtschaftlichen 
Wettbewerber. Entgegen der Auffassung des 
Bundesrates ist demnach eine einheitliche 
Linie der Art, daß die öffentlichen Energie- 
betriebe andere Aufgaben erfüllen als die 
privaten Energiebetriebe, nicht festzustellen. 
In Wahrheit sind sowohl bei den öffentlichen 
als auch bei den privaten Betrieben der Ener- 
giewirtschaft die verschiedensten wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten gegeben. Die Besteue- 
rung der ersten Lieferung hat sich bisher 
trotz dieser Verschiedenheiten bei den priva- 
ten Betrieben als durchführbar erwiesen. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Anwendung des gleichen Grundsatzes auch 
auf die öffentlichen Betriebe trotz der auch 
bei diesen gegebenen Verschiedenheiten Im 
Durchschnitt eine tragbare Belastung ergeben 
und zugleich eine Gleichstellung der privaten 
und öffentlichen Betriebe bewirken wird. 
Die Gefahr einer allgemeinen Tariferhöhung 
durch diese Maßnahme sieht die Bundesregie- 
rung gerade wegen des Konkurrenzverhält- 
nisses zwischen privaten und öffentlichen Be- 
trieben, von denen die ersteren von jeher die 
Umsatzsteuer auf die erste Lieferung getra- 
gen haben, nicht als groß an. Bei den Wasser- 
werken, die sich nahezu vollständig in öffent- 
licher Hand befinden und meist wirtschaftlich 
besonders schlecht gestellt sind, soll dagegen 
allgemein von einer Heranziehung zur Um- 
satzsteuer abgesehen werden. 
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2. Zu Ziff. 2 

1 Ziff. 3 der Regierungsvorlage (Ände- 
rung des § 7 Abs. 3 UStG; Erhöhung des 
Großhandelssteuersatzes auf 1,5 v. H.) 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die 
Im Rahmen der Steuerreform beabsichtigte 
und vom Großhandel mehrfach geforderte 
Zulassung gewisser Bearbeitungen (z. B. Rei- 
nigen, Sortieren und Trocknen) als steuer- 
lich unschädlich nur möglich ist, wenn der da- 
durch eintretende Steuerausfall gedeckt wird. 
Soweit sich darüber hinaus Infolge der Er- 
höhung des Großhandelssteuersatzes ein 
Mehraufkommen ergibt, ist es zum teilweisen 
Ausgleich des bei der Einkommensteuer zu er- 
wartenden Einnahmeausfalls und zum Aus- 
gleich des Bundeshaushalts erforderlich. 

Die Auswirkung der Erhöhung des Umsatz- 
steuersatzes von 1 V. H. auf IV 2 v. H. wird 
sich im allgemeinen auf mehrere Wirtschafts- 
stufen erstrecken. In manchen Fällen wird 
eine Überwälzung auf den Verbraucher er- 
folgen. In anderen Fällen (z. B. bei Marken- 
artikeln) werden die Verbraucherpreise nicht 
erhöht werden können. Aber auch in diesem 
Fall ist nicht anzunehmen, daß die erhöhte 
Steuer — die im übrigen bei der Einkommen- 
steuer vom Gewinn abzugsfähig ist — allein 
vom Großhändler getragen wird. Vielmehr 
besteht einerseits die Möglichkeit einer Ab- 
wälzung auf seinen Abnehmer. Andererseits 
kann unter Umständen eine Abwälzung auch 
nach rückwärts, d. h. auf den Fabrikanten er- 
folgen. 

Aus diesen mutmaßlich sehr vielfältigen Aus- 
wirkungen der Umsatzsteuererhöhung ergibt 
sich, daß sie aller Wahrscheinlichkeit nach 
nicht allein den Großhandel belasten wird. 
Von der Erhöhung des Großhandelssteuer- 
satzes werden vielmehr auch die anderen 
Wirtschaftsstufen betroffen werden, je nach- 
dem, ob die Abwälzung gelingt, ob sie nach 
vorwärts oder nach rückwärts erfolgt, ob sie 
bereits in der nächsten Handelsstufe hängen 
bleibt oder sich bis zum Endverbraucher aus- 
wirkt. 

Der Behauptung, gerade bei gebundenen und 
sozialkalkulierten Preisen und bei Marken- 
artikeln gehe die S teuer erhöhung zu Lasten 
des Großhändlers, kann ebenfalls nicht zuge- 
stimmt werden. Die meisten preisgebundenen 
Waren stehen in der Großhandelsfreiliste 
des § 29 Abs. 2 UStDB (z. B. Kohlen, Eisen, 
Stahl, Getreide, Milch und Düngemittel). Sie 
werden also von der Erhöhung des Groß- 
handelssteuersatzes überhaupt nicht betroffen. 


Bei „sozial kalkulierten“ Artikeln, die im 
übrigen nicht aus sozialen Gesichtspunkten, 
sondern allein aus wettbewerblichen Gründen 
niedrig kalkuliert werden, wird, wenn eine 
unmittelbare Abwälzung nicht gelingt, oft ein 
Ausweichen auf andere Waren möglich sein; 
denn kein Großhändler dürfte allein mit so- 
zial kalkulierten Artikeln handeln. Ähnliches 
gilt für Markenartikel. Sollte in dem einen 
oder anderen Fall die Abwälzung nicht oder 
nur teilweise möglich sein, so kann keines- 
falls daraus geschlossen werden, daß dies zur 
Ausschaltung des Großhandels führen müßte. 
Das Entscheidende liegt aber darin, daß die 
Erhöhung des Satzes so gering ist, daß sie be- 
sonders bei einer Verteilung auf mehrere 
Schultern regelmäßig nur unbedeutend e Fol- 
gen haben wird. In diesem Zusammenhang 
ist von Bedeutung, daß nach neueren Ermitt- 
lungen der Finanzverwaltung die Roh- und 
Reingewinnsätze Im Großhandel, die übrigens 
bei den einzelnen Branchen und Warenarten 
und auch innerhalb derselben Branche sehr 
verschieden sind, Im allgemeinen so weiträu- 
mig sind, daß eine Unkostenerhöhung, die 
sich im Einzelfall durch die Erhöhung der 
Umsatzsteuer um ^/2 v. H. ergeben könnte, 
wirtschaftlich tragbar erscheint. 

Wie wenig die Annahme berechtigt ist, daß 
eine etwas höhere Besteuerung des Großhan- 
dels zu dessen Ausschaltung führen muß, er- 
gibt sich Im übrigen auch aus folgendem: 

Bis zum 31. Dezember 1934 war nur der 
nichtlagerhaltende, nicht aber der lagerhal- 
tende Großhandel steuerlich begünstigt. Der 
lagerhaltende Großhandel hatte also In all 
diesen Jahren den allgemeinen Steuersatz zu 
entrichten. Dieser hat z. B. von 1932 bis 1934 
— also auch während der großen Wirtschafts- 
krise — 2 V. H. betragen. Obwohl damit der 
lagerhaltende Großhandel stärker mit Um- 
satzsteuer belastet war als jetzt vorgeschlagen 
wird. Ist er damals keineswegs ausgeschaltet 
worden. Insgesamt ist demnach nach den Er- 
fahrungen der Umsatzsteuererhöhung des 
Jahres 1951, von der sämtliche Wirtschafts- 
stufen betroffen wurden, nicht anzunehmen, 
daß die geringe Erhöhung des Steuersatzes 
nur in der Stufe des Großhandels zu einer 
wesentlichen Verschiebung des Preisgefüges 
oder zu sonstigen erheblichen Strukturände- 
rungen in der Wirtschaft führen wird. 

Jedenfalls ist die Hebung des Großhandels- 
steuersatzes um ^/2 V. H. wegen ihrer verhält- 
nismäßig geringen kumulativen Wirkung als 
ein besserer Weg anzusehen als die vom 
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Großhandel zuerst vorgeschlagene Erhöhung 
des allgemeinen Umsatzsteuersatzes um einen 
geringen Prozentsatz. 

3. Zur Empfehlung 

betr, Erhöhung der Kleinhetragsgrenie in 
$ 67 UStDB von 20 DM auf 60 DM 

Nach dem erst im Jahre 1953 mit Zustim- 
mung des Bundesrates neu gefaßten § 14 
Abs. 1 Ziff. 1 AO darf der durch Rechtsver- 
ordnung zu bestimmende Betrag, bis zu des- 
sen Höhe eine Steuer nicht festgesetzt, er- 
stattet oder vergütet wird, 20 DM nicht 
übersteigen. Es ist daher nidat möglich, die 
Kleinbetragsgrenze bei der Umsatzsteuer 
durch Änderung der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz von 20 DM 
auf 60 DM zu erhöhen. Auch die Ermächti- 


gungen in § 1 8 UStG bieten dazu keine recht- 
liche Handhabe. Im übrigen ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Kleinbetragsgrenze von 
20 DM bei der Umsatzsteuer ohnehin eine 
Sonderregelung gegenüber anderen Steuer- 
arten darstellt. Ihre Erweiterung in dem vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Umfang erscheint 
nicht angebradit. Der Bundesrat begründet 
seinen Vorschlag mit Arbeitsersparnis. Die 
Arbeitsersparnis ist jedoch bei der Art der 
Veranlagung der Umsatzsteuer (Selbstver- 
anlagung) so gering, daß sie in keinem Ver- 
hältnis zu dem Steuerausfall steht. Außerdem 
ist nicht einzusehen, weshalb aus Gründen 
der Arbeitsersparnis bei der Umsatzsteuer 
Steuerbeträge bis zu 60 DM nicht festgesetzt 
werden sollen, während bei der Einkommen- 
steuer weit geringere Beträge festgesetzt 
werden. 


11 



